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Einführung

Der Sonntag1 genießt nicht erst seit dem Inkrafttreten des Grundgesetzes 
eine Sonderrolle gegenüber den sonstigen Wochentagen. Der verfassungs­
rechtlich über Art. 139 WRV (i. V. m. Art. 140 GG) garantierte Schutz 
des Sonntags als Tag der Arbeitsruhe und der seelischen Erhebung blickt 
auf eine Jahrtausende währende Tradition zurück. War er zu Beginn noch 
ein rein religiöser Feiertag, entwickelte der Sonntag über die Zeit auch 
ein sozialpolitisches Element, welches in Zeiten sukzessive schwindender 
Religiosität immer stärker in den Vordergrund rückt. Das in Art. 139 
WRV statuierte Verbot der Arbeit an Sonntagen soll eine rhythmisch 
wiederkehrende Durchbrechung der ökonomischen Zwänge sowie eine 
Sozialsynchronisation bewirken und die Sonntage auf diesem Wege zu 
den Kontrastorganen der „Rund-um-die-Uhr-Gesellschaft“ erheben.2 Die 
werktagsüblichen gesellschaftlichen Zwänge und Bindungen sowie der 
Druck des arbeitenden Individuums, seine wirtschaftliche Existenzgrund­
lage zu sichern, sollen an diesem Tag gänzlich entfallen.3

Fast so alt wie der Schutz der Sonntagsruhe selbst sind Diskussionen 
um Ausnahmen vom sonntäglichen Arbeitsverbot. Zu einem Paradigma 
des Sonntagsschutzes wurden aus diesem Grunde Durchbrechungen im 
Interesse sowohl sonntagsschutzfremder als auch sonntagsschutzbezogener 
Belange. So sieht etwa das gemäß Art. 125a Abs. 1 S. 1 GG fortgeltende 
Ladenschlussgesetz des Bundes (BLadSchlG), das seit seinem Erlass im 
Jahre 1956 schrittweise erheblich gelockert wurde, neben dem grundsätzli­
chen Sonntagsöffnungsverbot des § 3 S. 1 Nr. 1 BLadSchlG in den §§ 4 ff. 
eine Reihe an Regelungen vor, die Ausnahmen von diesem Grundsatz 
für alle oder bestimmte Verkaufsstellen, Warengruppen oder auch Orte 
enthalten. Die für sämtliche Verkaufsstellen geltende Regelung des § 14 
BLadSchlG normiert die Voraussetzungen, unter denen „weitere Verkaufs­
sonntage“ freigegeben werden können. Dabei bildet das Erfordernis, dass 
die Ladenöffnung „aus Anlass von Märkten, Messen oder ähnlichen Ver­
anstaltungen“ stattfinden muss, das am kontroversesten diskutierte Tat­

1 Lateinisch dies solis „Tag der Sonne“ und dies dominica, griechisch κυριακὴ ἡμέρα 
kyriakē hēmera „Tag des Herrn (Jesus Christus)“.

2 Reimer/Roth, DÖV 2020, 845, 849.
3 Hentzschel, Die staatlich anerkannten Feiertage, S. 69.
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bestandsmerkmal. Das Bundesverwaltungsgericht legt unter Rekurs auf 
Art. 139 WRV (i. V. m. Art. 140 GG) einen engen Auslegungsmaßstab 
zugrunde und knüpft die Freigabe unter anderem an die Bedingung, dass 
die Ladenöffnung lediglich als Annex der anlassgebenden Veranstaltung 
auftritt und nicht in den Vordergrund rückt, mithin keine den Charak­
ter des Tages überwiegend prägende Wirkung aufweist. Das Bundesver­
waltungsgericht hat in seiner Rechtsprechung diverse Vorstöße unternom­
men, um dieses Erfordernis näher zu konkretisieren. Gleichwohl gelingt 
es den für die Freigabe von Verkaufssonntagen regelmäßig zuständigen 
Gemeinden oftmals nicht, die durch das Gericht entwickelten Auslegungs­
instrumente rechtssicher einzusetzen. Ein großer Anteil an Freigabeent­
scheidungen wird zum Gegenstand gerichtlicher Auseinandersetzungen 
über das Vorliegen des Anlassmerkmals gemacht, was Gemeinden und 
vor allem Verkaufsstelleninhaber unzufrieden stimmt. Letztere erkennen 
im Sonntagsverkauf eine zentrale Stellschraube zur Aufrechterhaltung der 
Konkurrenzfähigkeit im Wettbewerb mit dem Online-Handel und sehen 
sich durch eine restriktive Anwendung von Freigaberegelungen in ihrer 
wirtschaftlichen Existenz gefährdet. Darüber hinaus besteht ein gemeind­
liches Interesse an einer großzügigen Anwendung von Ausnahmen, um 
ein vielfältiges Einzelhandelsangebot aufrechtzuerhalten und so den Zu­
sammenbruch zentraler Versorgungsstrukturen sowie die Verödung von 
Innenstädten zu verhindern. Vor diesem Hintergrund werden Forderun­
gen nach einer Lockerung der Regelungen über weitere Verkaufssonntage 
immer lauter. Demgegenüber befürchten nicht wenige, zusätzliche Locke­
rungen könnten zu einer (weiteren) Banalisierung von Verfassungsrecht 
führen, weswegen der Sonntagsschutz unangetastet bleiben müsse.4

Wie auf der Normanwendungsebene besteht auch auf der Normset­
zungsebene ein großes Maß an (Rechts-)Unsicherheit: Der so deutlich da­
herkommende Verfassungsrechtssatz des Art. 139 WRV (i. V. m. Art. 140 
GG), wonach unter anderem die Sonntage als Tage der Arbeitsruhe und 
der seelischen Erhebung gesetzlich geschützt bleiben, stellt die Gesetzge­
ber vor große Schwierigkeiten. Zum einen gilt das vom Normtext impli­
zierte Verbot der Sonntagsarbeit dem Wortlaut nach uneingeschränkt; von 
einem – etwa aus dem Grundrechtsbereich bekannten – Schrankenvorbe­
halt hat der Verfassungsgeber abgesehen. Auf der anderen Seite ist Art. 139 
WRV (i. V. m. Art. 140 GG) Teil eines organischen Gesamtgebildes, das 
seinen Bestandteilen gegenseitige Rücksichtnahme abverlangt und damit 

4 Siehe etwa Morlok, in: Dreier, GG III, Art. 139 WRV Rn. 25; Muckel, ZRP 2017, 
190.
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einem absoluten Ruhegebot an Sonntagen einen Riegel vorschiebt. Daher 
kann der Sonntagsartikel, was einhellige Meinung ist, „nur“ eine regelmä­
ßige Sonntagsruhe beanspruchen; Art. 139 WRV (i. V. m. Art. 140 GG) 
konstitutionalisiert ein Regel-Ausnahme-Verhältnis von Sonntagsruhe und 
Sonntagsarbeit. Zur Frage, welche Handlungsmaximen sich im Einzelnen 
aus diesem Prinzip für den Gesetzgeber ergeben, lieferte das Bundesverfas­
sungsgericht zuletzt in seiner Entscheidung zum Berliner Ladenöffnungs­
gesetz vom 1. Dezember 2009 wichtige Erkenntnisse. Das Gericht hat aber 
auch diverse Punkte offengelassen, die einer näheren Klärung bedürfen. 
Dies betrifft insbesondere die Frage, zugunsten welcher konkreten Belange 
Durchbrechungen der Sonntagsruhe vorgesehen werden können.

Diese Arbeit widmet sich der Frage, ob und wenn ja, mit welchen In­
strumenten der Konflikt zwischen verfassungsrechtlich garantiertem Sonn­
tagsschutz und den Interessen an einer möglichst weitreichenden Liberali­
sierung des Sonntagsladenschlusses aufgelöst werden kann. Im Kern wird 
es dabei um eine mögliche Konfliktbeseitigung durch Gesetzesanpassung 
gehen, die eine etwaige Verfassungswidrigkeit der Regelungen zu den wei­
teren Verkaufssonntagen erforderlich machen würde. In diesem Zusam­
menhang sind die konkreten Vorgaben des Sonntagsartikels betreffend die 
Lockerung der Regelungen über weitere Verkaufssonntage herauszuarbei­
ten.

Um die den Untersuchungsgegenstand der Arbeit bildenden Kernpro­
bleme zutreffend zu identifizieren und brauchbaren Lösungen zuzufüh­
ren, ist es unverzichtbar, zunächst die Rahmenbedingungen des verfas­
sungsrechtlichen Sonntagsschutzes zu durchleuchten und der Frage einer 
etwaigen, nach vereinzelter Ansicht als abwägungsrelevant einzustufen­
den, Subjektivität nachzugehen. In einem weiteren Schritt wird ein nähe­
rer Blick auf die einfachrechtliche Ausgestaltung des Ladenschlusses und 
dessen Konfliktträchtigkeit zu werfen sein. Daran schließt sich die Fra­
ge an, auf welche Weise die verfassungsrechtliche Konfliktlage zwischen 
Sonntagsschutz und Sonntagsöffnung aufgelöst werden kann. Den Ab­
schluss bildet eine Konkretisierung der Ausgestaltungsmöglichkeiten des 
Gesetzgebers bei der Liberalisierung von Regelungen über Verkaufssonn­
tage.
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Die Rahmenbedingungen des Sonntagsschutzes

Nicht nur aber vor allem im Hinblick auf die Frage der legislativen 
Umsetzung etwaiger Problemlösungen und der Kontrolle von gesetzge­
berischen Vorstößen stellen die allgemeinen Rahmenbedingungen des 
Sonntagsschutzes die wesentlichen Leitlinien bereit und bedürfen daher 
näherer Betrachtung und Einordnung.

Historische Entwicklung des Sonntagsschutzes

Die rechtshistorische Entwicklung des Sonntags in der hiesigen Gesell­
schafts- und Rechtsordnung ist für das grundlegende Verständnis des 
Sonntagsschutzes von entscheidender Bedeutung, spielt sie doch etwa für 
die Bestimmung des Schutzumfangs eine tragende Rolle. Im Folgenden 
sollen daher einige ihrer Etappen beleuchtet werden.

Die Sonderstellung des Sonntags kann auf eine langwährende Traditi­
on zurückblicken. Wichtige Impulsgeber waren hierbei stets kirchenpoliti­
sche und sozialpolitische Forderungen.5

Religiöser Ursprung

Seinen Ursprung findet der Name des Sonntags in der griechischen My­
thologie, wo der Sonntag dem Sonnen- und Schwurgott Helios gewidmet 
war.6 Darüber hinaus ist der Sonntag vor allem eine prägende Figur des 
Christentums. Dieses verleiht dem in der jüdischen Sabbattradition wur­
zelnden7 arbeitsfreien Sonntag die Stellung eines religiösen Feiertags.8 Da­

Teil 1:
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5 Mattner, Sonn- und Feiertagsrecht, S. 7.
6 Näher hierzu Bärenz, Sonntagsgebot, S. 31.
7 Siehe zur Bedeutung der Geschichte des Sabbats und der Sabbatkritik Jesu für den 

christlichen Sonntag Bergholz, in: Realenzyklopädie, S. 449 ff.; Morlok, in: Dreier, 
GG III, Art. 139 WRV Rn. 1.

8 Feller, Sonn- und Feiertage, S. 13 ff.; Korioth, in: Maunz/Dürig, GG, 93. EL 2020, 
Art. 139 WRV Rn. 1 unter Verweis auf Canon 1246 § 1 des Codex Iuris Canonici 
von 1983. Zur Geschichte rhythmisch wiederkehrender Ruhetage in der vorchrist­
lichen Zeit siehe Mosbacher, Sonntagsschutz und Ladenschluß, S. 28 ff.
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bei wird bereits in der Genesis der Aspekt der Unterbrechung des Arbeits­
rhythmus aufgegriffen. Dort heißt es: „Und Gott segnete den siebenten 
Tag und heiligte ihn, weil er an ihm ruhte von allen seinen Werken, die 
Gott geschaffen und gemacht hatte.“9 An anderer Stelle kodifiziert die Bi­
bel zudem ein Gebot der Arbeitsruhe zum Zwecke der Heiligung eines 
rhythmisch wiederkehrenden Tages:

„Den Sabbattag sollst du halten, dass du ihn heiligst, wie dir der 
HERR, dein Gott, geboten hat. Sechs Tage sollst du arbeiten und alle 
deine Werke tun. Aber am siebenten Tag ist der Sabbat des HERRN, 
deines Gottes. Da sollst du keine Arbeit tun, auch nicht dein Sohn, 
deine Tochter, dein Knecht, deine Magd, dein Rind, dein Esel, all dein 
Vieh, auch nicht dein Fremdling, der in deiner Stadt lebt, auf dass 
dein Knecht und deine Magd ruhen gleichwie du.“10

Erste staatliche Maßnahmen im frühchristlichen Zeitalter

Das erste gesetzliche Gebot des Niederlegens der zu Erwerbszwecken ver­
richteten Sonntagsarbeit wurde am 7. März 321 von Kaiser Konstantin 
erlassen und zielte nicht auf die Ruhe von der Arbeit, sondern auf die 
Sonntagsfeier ab.11 Das in den Codex Justinianus12 aufgenommene Gebot 
kannte bereits Ausnahmen und hat in der deutschen Übersetzung den 
folgenden Wortlaut:

„Alle Richter sowie das Volk in den Städten und die Ausübung 
sämtlicher Gewerbe sollen am heiligen Sonntag ruhen. Die Landbe­
völkerung aber kann den Ackerbau frei und ungehindert betreiben, 
weil es sich ja häufig trifft, daß kein anderer Tag ebenfalls geeignet 
ist, Getreide auszusäen oder Weinstöcke einzupflanzen, damit nicht 
zugleich mit der günstigen Gelegenheit des Augenblicks der durch die 
himmliche Vorsorge verliehene Vorteil verlorengehe.“13

§ 2

9 Genesis, 2, 3 (Hervorhebung d. Verf.).
10 Deuteronomium, 5, 12-14; ebenso Exodus, 20, 8-10 (Hervorhebung d. Verf.).
11 Morlok, in: Dreier, GG III, Art. 139 WRV Rn. 1; Richardi, in: Essener Gespräche 

zum Thema Staat und Kirche (24), S. 117, 121; von Campenhausen/de Wall, Staats­
kirchenrecht, S. 326.

12 3.12.2.
13 Richardi, Grenzen industrieller Sonntagsarbeit, S. 20 (Hervorhebung d. Verf.).
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Mit dieser Regelung wurde der Idee einer totalen Sonntagsruhe schon zu 
einem frühen Zeitpunkt eine Absage erteilt. Sie kann als Vorreiterin für 
Regelungen gesehen werden, welche die Sonntagsarbeit aus Gründen der 
Produktionseffizienz ausnahmsweise für zulässig erklären.14

Der gesetzliche Sonntagsschutz erfuhr nach der Proklamation des Chris­
tentums zur alleinigen Staatsreligion durch Theodosius I im Jahre 380 in 
sachlicher wie persönlicher Hinsicht eine Aufwertung: Nunmehr wurden 
Vergnügungsveranstaltungen und Zwangseintreibungen an Sonntagen 
verboten.15 Personen, die sich nicht zum christlichen Glauben bekann­
ten, profitierten ebenfalls von dieser Gesetzgebung.16 Die Ausweitung des 
Sonntagsschutzes diente mithin nicht nur dem Gottesdienstbesuch und 
damit der Sonntagsheiligung, sondern insbesondere auch der Gewährleis­
tung der allgemeinen Arbeitsruhe.17 Dass der Zweck des Sonntags mit 
der Zeit einen teilweisen Wandel in Richtung Regeneration und Ruhe 
erfahren hat, zeigt18 ein im Jahre 409 von Kaiser Honorius erlassenes Ge­
setz, nach dem jeden Sonntag die Gefangenenbedingungen einschließlich 
der Verpflegungssituation zu überprüfen und den Gefangenen ein Bad zu 
gewähren war.19

Die Kirche reagierte auf die vorskizzierten Entwicklungen mit eigenen 
Verordnungen, Nachrichten und Ermahnungen.20 So kam es zu einem – 
im Hinblick auf das damalige Verhältnis von Staat und Kirche typischen21 

14 Siehe etwa § 10 Abs. 1 Nr. 10 und 15 ArbZG.
15 Codex Justinianus 3.12.9. Hierzu im Einzelnen Bergholz, in: Realenzyklopädie, 

S. 449, 452; Grethlein/Ruddat, Liturgisches Kompendium, S. 398; Grube, Der 
Sonntag und die kirchlichen Feiertage, S. 29 m. w. N.; Mosbacher, Sonntagsschutz 
und Ladenschluß, S. 33.

16 Mosbacher, Sonntagsschutz und Ladenschluß, S. 33.
17 Vgl. Grethlein/Ruddat, Liturgisches Kompendium, S. 398.
18 Boehmer, Sonntag nach Ursprung und Geschichte, S. 17.
19 Codex Theodosanius 9.3.7. (= Codex Justinianus 1.4.9.).
20 Nach Mosbacher, Sonntagsschutz und Ladenschluß, S. 33 f. bestand der Grund für 

die Schaffung eigener Regelungen anstelle der Implementierung bereits beste­
hender staatlicher Gesetze in der von den Christen praktizierten Unterordnung 
des Staatsbefehls unter das religiöse Gebot und deren Verfolgung durch das 
römische Kaiserreich; vgl. auch von Campenhausen/de Wall, Staatskirchenrecht, 
S. 4.

21 Mosbacher, Sonntagsschutz und Ladenschluß, S. 33 weist insoweit zutreffend auf 
die zu dieser Zeit bereits eingeleitete Infragestellung der Einheit von Religion 
und Staat durch das Christentum hin; vgl. auch von Campenhausen/de Wall, 
Staatskirchenrecht, S. 4.
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– Parallellauf von staatlicher und kirchlicher Gesetzgebung zum Sonntags­
schutz.22

Schutz des Sonntags im Mittelalter

Frühmittelalter

Im frühen Mittelalter erfuhr die kirchliche Gesetzgebung Unterstützung 
durch staatliche Rechtsetzung.23 Dies nicht zuletzt deshalb, weil die Auf­
rechterhaltung der kirchlichen Ordnung für eine Strukturierung und Ord­
nung im alltäglichen Leben sorgte und damit auch staatlichen Interessen 
zugutekam.24 So erließ der Frankenkönig Childebert I ca. 554 zur Absi­
cherung des Sonntagsarbeitsverbots Strafgesetze,25 deren Strafrahmen sich 
nach dem gesellschaftlichen Stand der Betroffenen richteten.26 Das Edikt 
des Burgunderkönigs Guntram vom 10. November 585 verpflichtete die 
Bürger zur Sonntagsheiligung und verbot alle körperlichen Tätigkeiten 
mit Ausnahme der Zubereitung von Speisen.27 Ein alemannisches Gesetz 
aus dem Jahre 630 knüpfte an die sonntägliche Durchführung knechtli­
cher Arbeiten („opera servilia“)28 erhebliche Strafen: Für Sklaven war die 

§ 3

A.

22 Bergholz, in: Realenzyklopädie, S. 449, 453; Heckmann, Arbeitszeit und Sonntags­
ruhe, S. 23 f. mit Beispielen; Mosbacher, Sonntagsschutz und Ladenschluß, S. 33. 
Umfassend zur Entwicklung des kirchenrechtlichen Sonntagsschutzes Mattner, 
Sonn- und Feiertagsrecht, S. 8 ff.

23 Heckmann, Arbeitszeit und Sonntagsruhe, S. 24 f. mit Beispielen.
24 Westphal, Sonn- und Feiertage, S. 38.
25 Burtscheidt, Sonn- und Feiertagsschutz nach der Reichsverfassung, S. 8; Irmischer, 

Staats- und Kirchen-Verordnungen, S. 8 f.; Mattner, Sonn- und Feiertagsrecht, 
S. 16.

26 Vgl. Irmischer, Staats- und Kirchen-Verordnungen, S. 9; Kötzschke, Wirtschaftsge­
schichte des Mittelalters, S. 191, dort Fn. 1: Während Sklaven mit 100 Peitschen­
hieben bestraft wurden, hatten Freie zunächst lediglich mit einer Ermahnung zu 
rechnen.

27 Zitiert nach Egler, in: Kirchengeschichte, S. 889, 893; siehe ferner Irmischer, Staats- 
und Kirchen-Verordnungen, S. 9 ff.; Schiepek, Sonntag und kirchlich gebotene 
Feiertage, S. 222. Ein vom Frankenkönig Childebert II Ende des 6. Jahrhunderts 
erlassenes Gesetz sah ein in seiner Reichweite vergleichbares Arbeitsverbot und 
damit korrespondierende Strafnormen vor, vgl. Irmischer, Staats- und Kirchen-
Verordnungen, S. 12; Schiepek, Sonntag und kirchlich gebotene Feiertage, S. 222 
m. w. N.; Schoneweg, Ladenzeiten, S. 2.

28 Näher zum Begriff der knechtlichen Arbeiten Mosbacher, Sonntagsschutz und 
Ladenschluß, S. 33, dort auch Fn. 43 u. Fn. 44.
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Prügelstrafe vorgesehen. Freien wurde nach dreimaliger erfolgloser Ermah­
nung ein Drittel ihrer Habseligkeiten entzogen. Verfehlte dieser massive 
Vermögenseinschnitt seinen Zweck, sah das Gesetz als Ultima Ratio ein 
Leben in Sklaverei vor.29 Die zweite Hälfte des 7. Jahrhunderts brachte 
weitere Verschärfungen mit sich, wie etwa die Ausweitung des Adressaten­
kreises von Strafgesetzen auf Andersgläubige durch König Erwich.30 Ferner 
konnten Verstöße in bestimmten Fällen sogar zur Abtrennung von Kör­
perteilen führen.31

Zu einem methodischen Novum bei der Gewährleistung der Sonntags­
heiligung kam es mit dem Frankenkönig Karl dem Großen. Neben der um­
fangreichen und geschlechtsspezifischen Festlegung von strafbewehrten 
Handlungsverboten und einigen Ausnahmen32 enthielt das Sonntagsgesetz 
von 789 konkrete Vorgaben für die Gestaltung der freien Zeit außerhalb 
des Gottesdienstes: Anstatt den Reizen von Schwätzereien, Gesängen oder 
Tänzen auf Wegen und in Gassen zu erliegen, sollte der Einzelne Priester 
oder andere „weise und gute“ Männer aufsuchen, um sich Ausführungen 
über das Seelenheil anzuhören.33

Hochmittelalter

Ab dem Hochmittelalter ging es dem Staat nicht mehr primär um den 
Schutz der Sonntagsfeier, sondern zunehmend darum, dem Wandel der 
Bedürfnisse der Bevölkerung Rechnung zu tragen: Die Befriedigung des 
Bedarfs an lebenswichtigen Gütern durch Handel gewann gegenüber der 
Eigenproduktion immer mehr an Bedeutung und mit der steigenden Ab­
hängigkeit vom Handel wuchs zugleich auch das Verlangen nach ständiger 

B.

29 Heckmann, Arbeitszeit und Sonntagsruhe, S. 24; Irmischer, Staats- und Kirchen-
Verordnungen, S. 12 f.; Stützle, Geistlicher Feldzug, S. 95: „…so soll er […] als ein 
Leibeigener an den vom Herzog verordneten Platz ausgeliefert werden und auf 
immer ein Knecht bleiben, weil er Gott dem Herrn nicht dienen wollte“.

30 Vgl. Schiepek, Sonntag und kirchlich gebotene Feiertage, S. 223 m. w. N.
31 Jungmann, in: Tag des Herrn, S. 65: Einem Sklaven konnte danach die rechte 

Hand abgetrennt werden, wenn er gegen das Sonntagsverbot verstieß und sich 
durch Schläge nicht von weiteren Verfehlungen abhalten ließ.

32 Eine Aufzählung der in Kapitel 81 der Admonitio generalis Karls des Großen auf­
gezählten Handlungsverbote und Ausnahmen findet sich bei Schiepek, Sonntag 
und kirchlich gebotene Feiertage, S. 224 f.

33 Heckmann, Arbeitszeit und Sonntagsruhe, S. 24; Irmischer, Staats- und Kirchen-
Verordnungen, S. 24.
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